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„Das ist Dynamit“
SPD-MdB Freimut Duve über Lafontaines Aussiedler-Thesen
SPIEGEL: Herr Duve, betreibt die
SPD jetzt Fremdenhatz von links?
Duve: Da glaubte wohl jemand, in
der Düsternis der katastrophalen
Arbeitslosigkeit einen Goldsplitter
gefunden zu haben. Doch die Art,
wie wir über die Aussiedler reden,
ist Dynamit. Ich kann einfach nicht
verstehen, warum der Parteivor-
stand mitten im Wahlkampf vor-
prescht und so Emotionen freisetzt,
die letztlich auf uns zurückschlagen.
SPIEGEL: Erst einmal schlägt das auf
die deutschstämmigen Aussiedler
Duve
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durch, die sich stigma-
tisiert fühlen müssen.
Duve: Ich fände es
schäbig, wenn Men-
schen, die ein schweres
Schicksal durchlitten
haben, nun bei uns als
Sündenböcke für wirt-
schaftliche Schwierig-
keiten herhalten müs-
sen.
SPIEGEL: Mit Schick-
sal meinen Sie die Re-
pressionen Stalins und
den heutigen Vertrei-
Langsam, aber sicher
exekutiert die

FDP den Liberalismus
bungsdruck der Nationalisten in den
GUS-Staaten?
Duve: Wir müssen respektieren, daß
die deutschen Minderheiten in der
kommunistischen Welt doppelt be-
straft wurden: einmal durch Hitler
und dann durch Stalin. Wir Bundes-
bürger sind nicht zwei- oder dreimal
umgesiedelt worden wegen der deut-
schen Abstammung.
SPIEGEL: CDU/CSU haben die Über-
siedlung der Rußlanddeutschen for-
ciert, so rechtfertigt sich Lafontaine,
weil sie dankbare Wähler erwarten
durften.
Duve: Selbst wenn es so wäre, sollte
dies kein Argument in öffentlicher
Debatte sein – es geht hier um Bür-
ger, nicht um parteiorientierte Wäh-
ler.
SPIEGEL: Ganz offenkundig zielt jetzt
auch die SPD-Spitze mit der Aussied-
lerdiskussion auf Wählerstimmen.
Duve: Mit Populismus hat die SPD
keine Chance. Wir gewinnen nichts,
wenn wir in eine Ecke sehr populär
hineinrufen.
SPIEGEL: Über eine Reduzierung des
Aussiedlerzuzugs lassen Sie aber mit
sich reden?
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Duve: Eine Begrenzungsdebatte in
der Sache kann man führen. Wer in-
des die Form nicht wahrt, trifft die
Spätaussiedler, die schon hier sind,
in ihren ohnehin horrenden Integra-
tionsschwierigkeiten.
SPIEGEL: Halten Sie eine Begren-
zung auf 100 000 pro Jahr, wie aus
den Reihen der nordrhein-westfäli-
schen SPD vorgeschlagen wird, für
akzeptabel?
Duve: Darüber diskutiert die Frakti-
on noch, aber wir akzeptieren im
Grundsatz eine weitere Begrenzung.
Wir müssen das Staats-
bürgerschaftsrecht än-
dern und für die deut-
schen Minderheiten im
Osten zu einem Schluß-
termin kommen, mei-
nethalben im Jahr
2000.
SPIEGEL: Solch ein Da-
tum würde vermutlich
zu Panikreaktionen un-
ter den Ausreisewilli-
gen führen.
Duve: Nicht unbedingt.
Derzeit gibt es schon
relativ viele Deutschstämmige in
den GUS-Staaten, die ihre Ausrei-
sepapiere haben und dennoch blei-
ben. Je besser die Lage dort wird,
um so mehr werden zu Hause blei-
ben.
SPIEGEL: Welche Rückwirkungen
hat die Aussiedlerdebatte auf die
Asyldiskussion?
Duve: Das kann dramatisch werden
für Asylbewerber und vor allem für
die Bürgerkriegsflüchtlinge vom
Balkan. Da hatte die CSU mit der
Forderung nach sofortiger Rückkehr
versucht, einen populistischen Zug
reinzubringen. Wir waren froh, uns
dann in einem moderaten Klima auf
das gemeinsame Gewebe einer ethi-
schen Grundposition zu verständi-
gen.
SPIEGEL: Das Klima muß sich nun
verschlechtern?
Duve: Jedenfalls wird es für die SPD
künftig schwer werden, moralisch
eine Gruppe in Schutz zu nehmen,
die unter populistischen Beschuß ge-
rät. Man wird uns immer vorhalten:
Ihr habt das doch auch aus Wahl-
gründen getan. Dieses Faß hätte nie
aufgemacht werden dürfen.
schärft. Statistiken schürten die Ängste
vor Handtaschenraub und vor der Ma-
fia.

Das Telefon war schon lange nicht
mehr sicher vor polizeilichen Mithörern.
Aber die Wohnung, der verfassungs-
rechtlich geschützte privateste Bereich
des Menschen, dürfe keinesfalls durch
Lauschangriffe verletzt werden, beteu-
erten die Hüter des Rechtsstaats – bis
auch dieses Tabu dann brach.

Schutz vor Kriminellen durch den
Staat sei dringender als der Schutz vor
Eingriffen des Staates, hieß die neue
Staatsrechtslehre der Union. Ein neues
Grundrecht, ein Grundrecht auf innere
Sicherheit, war fix erfunden. Wer sich
widersetzte, wie die frühere FDP-Justiz-
ministerin Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger, geriet in den Ruf des Quer-
treibers.

Den Verdacht, sie seien Sympathisan-
ten von Ganoven, mochten die populi-
stisch getrimmten Freidemokraten nicht
lange auf sich sitzen lassen. Der Umfall
wurde demokratisch legitimiert durch
eine Mitgliederbefragung: Jetzt ist auch
Artikel 13, die Unverletzlichkeit der
Wohnung, nicht mehr tabu: Freiheit für
die Wanzen.

Und zuletzt das Soldatenurteil: Zur
Staatsaffäre wurde die Diskussion um
jene Mini-Minderheit militanter Pazifi-
sten stilisiert, die ihrem Abscheu gegen
das Kriegshandwerk gern mit dem Tu-
cholsky-Zitat „Soldaten sind Mörder“
Ausdruck verleihen. Kaum hatte das
Bundesverfassungsgericht entschieden,
daß derlei Provokation vom Grundrecht
auf freie Meinungsäußerung gedeckt
sein könne, sah sich die Bundeswehr re-
gelrecht eingekesselt von Verfechtern
des Ehrenschutzes.
Dem gewaltigen Druck aus der Union
hielt der neue Justizminister Schmidt-
Jortzig nicht lange stand. Im Abschnitt
„Straftaten gegen die Landesverteidi-
gung“, zwischen Selbstverstümmelung
und Störpropaganda, findet sich nun
Platz für einen Paragraphen, der die
„Verunglimpfung der Bundeswehr“ mit
Gefängnis bis zu drei Jahren bedroht.
Eine Vorschrift von rein symbolischem
Wert: Soweit sie Fälle betrifft, die im-
mer schon als Beleidigung strafbar wa-
ren, nutzt sie nichts; soweit sie Fälle be-
trifft, die laut Karlsruhe nicht bestraft
werden dürfen, wirkt sie nicht.

Langsam, aber sicher exekutiert die
FDP den Liberalismus. Sie siedelt sich
neu im Parteiensystem an, rechts von
der Mitte. Darin steckt für die demosko-
piegläubigen Liberalen durchaus Sinn.


